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Verfassungsrechtliche Zulassigkeit der Indexierung der Abgeordnetenentsché-
digung

Sehr geehrter Herr Schmidt,

vor dem Hintergrund des sog. Diaten-Urteils’ des Bundesverfassungsgerichts
(BVerfG) baten Sie den Wissenschaftlichen Dienst zu prifen, ob die im Schleswig-
Holsteinischen Abgeordnetengesetz (SH AbgG)? vorgesehene Koppelung der Hohe
der Abgeordnetenentschadigung an die Einkommensentwicklung verfassungsgemar
ist.

Dem kommen wir gerne nach und nehmen wie folgt Stellung:
1. Regelung der Abgeordnetenentschadigung in Schleswig-Holstein

Nach Art. 11 Abs. 3 S. 1 LV haben die Abgeordneten Anspruch auf eine angemesse-
ne, ihre Unabhangigkeit sichernde Entschadigung. Dieser Anspruch ist weder Uber-
tragbar, noch kann auf ihn verzichtet werden (Art. 11 Abs. 3 S. 2 LV). Das Néahere re-
gelt nach Art. 11 Abs. 3 S. 3 LV ein Gesetz. Die einfachgesetzliche Ausgestaltung er-
folgt durch das Abgeordnetengesetz. § 6 Abs. 1 SH AbgG beziffert die Hohe der mo-
natlichen Entschéadigung centgenau. Die Entschadigungen nach § 6 Abs. 1 und 2 SH

! BVerfGE 40, 296.

2 Gesetz tiber die Rechtsverhaltnisse der Mitglieder des Schleswig-Holsteinischen Landtages (Schleswig-
Holsteinisches Abgeordnetengesetz - SH AbgG -) i. d. F. d. B. v. 13. Februar 1991, GVOBI. S. 100, zuletzt geén-
dert durch Gesetz v. 16. November 2012, GVOBI. S. 712.
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AbgG (Abgeordnetenentschadigung und Funktionszulagen - Anm. d. Verf.’in) wird
wahrend der 18. Wahlperiode gem. 8 28 Abs. 1 S. 1 SH AbgG jeweils zum 1. Juli ei-
nes Jahres an die Einkommensentwicklung angepasst, die jeweils im laufenden Jahr
im Vergleich zum Vorjahr eingetreten ist. Mal3stab fur die Anpassung der Entschadi-
gungen ist die Veranderung des Indexes der durchschnittlichen Bruttomonatsver-
dienste der vollbeschéftigten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer (einschliel3lich der
Beamtinnen und Beamten) im Produzierenden Gewerbe und im Dienstleistungsbe-
reich in Schleswig-Holstein (8 28 Abs. 1 S. 2 SH AbgG). Nach § 28 Abs. 1 S. 3 SH
AbgG teilt das Statistische Amt fur Hamburg und Schleswig-Holstein bis zum 1. Juni
eines Jahres der Prasidentin oder dem Prasidenten die prozentualen Veranderungen
der nach Satz 2 ermittelten Einkommensentwicklungen mit. Die Prasidentin oder der
Prasident veroffentlicht nach § 28 Abs. 1 S. 4 SH AbgG die neuen Betrage der Ent-
schadigungen im Gesetz- und Verordnungsblatt. Gemald § 28 Abs. 2 S. 1 SH AbgG
beschliel3t der Schleswig-Holsteinische Landtag innerhalb des ersten Halbjahres nach
der konstituierenden Sitzung Uber die Anpassung der Entschadigungen nach § 6
Abs. 1 und 2 mit Wirkung fur die gesamte Wahlperiode. Die Prasidentin oder der Pra-
sident leitet den Fraktionen einen entsprechenden Gesetzesvorschlag zu (8 28 Abs. 2
S. 2 SH AbgG).

2. VerfassungsmalRigkeit der Indexierung der Abgeordnetenentschadigung

Prufungsmalistab der verfassungsrechtlichen Zulassigkeit der Indexierung der Abge-
ordnetenentschadigung in 8§ 28 SH AbgG ist Art. 11 der Schleswig-Holsteinischen
Landesverfassung. Einschlagige Rechtsprechung des Landesverfassungsgerichts
Schleswig-Holstein zu der Frage der Indexierung der Abgeordnetenentschadigung
liegt allerdings nicht vor. Anhaltspunkte finden sich jedoch insbesondere im Diaten-
Urteil des BVerfG.

a) Diaten-Urteil des BVerfG

Fraglich ist zunachst, inwiefern die vom BVerfG im Diaten-Urteil entwickelten Grunds-
atze als Prufungsmalstab fiir die Schleswig-Holsteinische Regelung der Indexierung
der Abgeordnetenentschadigung herangezogen werden kénnen bzw. mussen. Das
BVerfG Uberprufte die im Diaten-Urteil verfahrensgegenstandlichen Regelungen eines
saarlandischen Gesetzes® an den von ihm aus Art. 48 Abs. 3 Grundgesetz (GG) ent-

® Gesetz Nr. 970 tiber den Landtag des Saarlandes vom 20. Juni 1973 (Amtsblatt des Saarlandes S. 517).



wickelten Grundsétzen. Da die Saarlandische Verfassung keine eigene Regelung zur
Abgeordnetenentschadigung enthielt, finden diese Grundsatze nach Auffassung des
BVerfG als Teil des Demokratieprinzips aus Art. 28 Abs. 1 GG Anwendung. Das
BVerfG liel3 allerdings offen, wie sich dies auf die Interpretation von Landesverfas-
sungsbestimmungen auswirkt, die eine Regelung uber die Entschadigung von Land-
tagsabgeordneten enthalten.” Im foderativ ausgestalteten Bundesstaat des Grundge-
setzes stehen die Verfassungsbereiche des Bundes und der Lander® sowie deren
Verfassungsgerichtsbarkeiten® grundsétzlich selbststandig nebeneinander. Der Ho-
mogenitatsvorschrift des Art. 28 Abs. 1 GG kommt hierbei die doppelte Funktion der
Begrenzung, aber auch Erméglichung der Verfassungsautonomie der Lander zu.’

Nach der Rechtsprechung des Schleswig-Holsteinischen Landesverfassungsgerichts
ist der maRgebliche Priifungsmafstab in erster Linie die Landesverfassung.® ,Dahin-
stehen kann, ob neben diesen ausdriicklichen Regelungen in der Landesverfassung
die aus Art. 38 Abs. 1 und Art. 48 Abs. 3 GG abgeleiteten allgemeinen Grundsatze in
Schleswig-Holstein Uber Art. 2 a LV oder tUber das Homogenitatsgebot des Art. 28
Abs. 1 GG oder sogar direkt gelten.“®

Im Ergebnis kdnnen die vom BVerfG in seiner Rechtsprechung aus Art. 48 Abs. 3 GG
entwickelten Grundsétze auch in der vorliegenden Konstellation herangezogen wer-
den, zumal Art. 11 Abs. 3 S. 1 LV und Art. 48 Abs. 3 S. 1 GG denselben Wortlaut ha-
ben.*°

Gegenstand des Diaten-Urteils des BVerfG war die Verfassungsbeschwerde eines
leitenden Angestellten, der sich durch Regelungen des saarlandischen Landtagsge-
setzes™ an der Bewerbung um ein Landtagsmandat gehindert sah. Die verfahrensge-
genstandlichen Regelungen sahen die Unvereinbarkeit des Landtagsmandats mit der
Stellung eines leitenden Angestellten eines privatrechtlichen Unternehmens, an dem
das Land oder eine seiner Aufsicht unterstehende juristische Person des o6ffentlichen

* BVerfGE 40, 296, 319.

® BVerfGE 96, 231, 242.

® BVerfGE 60, 175, 209; 64, 301, 317.

" Hellermann in: Epping/Hillgruber, GG, Art. 28, Rn. 2 — zitiert nach beck-online.

8 LVerfG, Urteil v. 30. September 2013, LVerfG 13/12, Rn. 45.

o LVerfG, Urteil v. 30. September 2013, LVerfG 13/12, Rn. 52.

10 Vgl. auch Waack in: Caspar/Ewer/Nolte/Waack, Verfassung des Landes Schleswig-Holstein, Art. 11, Rn. 39, der
argumentiert, dass die vom BVerfG aus Art. 48 GG entwickelten Grundsatze sowohl auf Grund des identischen
Wortlauts wie auch tber Art. 28 Abs. 1 GG S. 1 GG Anwendung auf die Abgeordneten des Schleswig-
Holsteinischen Landtages finden.

1 Vgl. das Gesetz Nr. 970 Uber den Landtag des Saarlandes vom 20. Juni 1973 (Amtsblatt des Saarlandes

S. 517).



Rechts mit mehr als 50 v.H. beteiligt war, vor. Dem Abgeordneten, der in Folge dieser
Unvereinbarkeit seine berufliche Stellung aufzugeben hatte, war gemal3 den Regelun-
gen des saarlandischen Landtagsgesetzes auf Antrag ein teilweiser Ersatz des man-
datsbedingten Verdienstausfalls zu zahlen. Das BVerfG hielt die Verfassungsbe-
schwerde fur teilweise begrindet und erklarte Normen des angegriffenen Gesetzes fir
verfassungswidrig.

Das BVerfG betonte in seiner Entscheidung zunéchst, dass es sich in einer parlamen-
tarischen Demokratie nicht vermeiden lasse, dass das Parlament in eigener Sache
entscheidet, wenn es um die Festsetzung der Hohe und die ndhere Ausgestaltung der
mit dem Abgeordnetenstatus verbundenen Regelungen geht.*? An diese eigene Ent-
scheidung des Parlaments stellte das Gericht sodann die folgend dargestellten Anfor-
derungen, wobei es zunachst ein Koppelungsverbot formulierte, indem es wortlich
ausfuhrte:

.Diese Entschadigung hat auch nichts mit den Regelungen des Gehalts in den Besol-
dungsgesetzen zu tun. Sie vertragt deshalb auch keine Anndherung an den herkdBmm-
lichen Aufbau eines Beamtengehalts und keine Abhangigkeit von der Gehaltsrege-
lung, etwa in der Weise, dal3 sie unmittelbar oder mittelbar in Von-Hundert-Satzen
eines Beamtengehalts ausgedrtckt wird. Denn dies letztere ist kein blol3 >formal-
technisches< Mittel zur Bemessung der Hohe der Entschadigung, sondern der Intenti-
on nach dazu bestimmt, das Parlament von der Notwendigkeit zu entheben, jede Ver-
anderung in der Hohe der Entschadigung im Plenum zu diskutieren und vor den Au-
gen der Offentlichkeit dariiber als einer selbstandigen politischen Frage zu entschei-
den. Wertet man also die ,technische” Koppelung der Entschédigung an eine besol-
dungsrechtliche Regelung materialiter, so fuhrt sie zur Abh&ngigkeit jeder Erh6hung
der Entschadigung von einer entsprechenden Erhéhung der Besoldung. Genau dies
aber widerstreitet der verfassungsrechtlich gebotenen selbstandigen (und nicht in die
ganz andere Entscheidung Uber die angemessene Besoldung der Beamten einge-
schlossene) Entscheidung des Parlaments Uber die Bestimmung dessen, was nach
seiner Uberzeugung ,eine angemessene, die Unabhangigkeit sichernde Entschadi-
gung* ist. “*3

Des Weiteren hielt das BVerfG zur Entscheidung des Parlaments in eigener Sache

2 BVerfGE 40, 296, 327.
13 BVerfGE 40, 296, 316 f.



wortlich fest (Transparenzgebot):

.Gerade in einem solchen Fall verlangt aber das demokratische und rechtsstaatliche
Prinzip (Art. 20 GG), dal3 der gesamte Willensbildungsprozess fur den Burger durch-
schaubar ist und das Ergebnis vor den Augen der Offentlichkeit beschlossen wird.
Denn dies ist die einzig wirksame Kontrolle. Die parlamentarische Demokratie basiert
auf dem Vertrauen des Volkes; Vertrauen ohne Transparenz, die erlaubt zu verfolgen,
was politisch geschieht, ist nicht méglich.“*

b) Aufnahme und Bewertung im Schrifttum

Die im Diaten-Urteil des BVerfG aufgestellten Grundsatze und die daraus abzuleiten-
den Schlussfolgerungen im Hinblick auf die verfassungsrechtliche Zulassigkeit der
Indexierung der Abgeordnetenentschadigung werden im Schrifttum kontrovers disku-
tiert.

Ausgangspunkt dieser Diskussionen ist die Auslegung der Urteilspassage, in der das
BVerfG ein Koppelungsverbot der Abgeordnetenentschadigung an die Beamtenbesol-
dung formulierte. Aus der in diesem Zusammenhang getroffenen Feststellung des Ge-
richts, dass ,jede Veranderung in der Hohe der Entschadigung im Plenum zu diskutie-
ren und vor den Augen der Offentlichkeit dariiber als einer selbststandigen politischen
Frage zu entscheiden“!® ist, folgern Teile der Literatur, dass die Indexierung der Ab-
geordnetenentschadigung verfassungswidrig sei. Das BVerfG habe — dem Wortlaut
deutlich zu entnehmen — ausdriicklich gefordert, dass jede Verdnderung in der Hohe
der Abgeordnetenentschadigung Gegenstand einer Plenardebatte sein misse. Bei
einer Indexierung der Abgeordnetenentschadigung sei genau dies nicht der Fall, da
das Plenum zu Beginn einer Wahlperiode einen Beschluss fasse, auf dessen Basis
sich dann jahrliche Veranderungen in der Hohe der Abgeordnetenentschadigung im
Laufe der Wahlperiode ergeben kdnnen. Die Indexierung der Abgeordnetenentscha-
digung laufe der Vorgabe des BVerfG, dass bei Entscheidungen des Parlaments in
eigener Sache die offentliche Kontrolle unverzichtbar sei, zuwider.*® Das Parlament
misse vielmehr selbst, 6ffentlich und begrtindet, d.h. im Plenum sowie fir die Allge-
meinheit transparent und verstandlich, entscheiden. Diesen Anforderungen dirfe es
sich nicht dadurch entziehen, dass es die Bemessung der Abgeordnetenentschadi-

4 BVerfGE 40, 296, 327.
15 BVerfGE 40, 296, 316 f.
8 v/. Arnim, DVBI. 2014, S. 607.



gung an andere Einkommen koppelt oder sonst durch Dynamisierung oder Indexie-
rung automatisiert.*’

Das Defizit der offentlichen Kontrolle werde auch nicht dadurch beseitigt, dass die
Regelungen zur Indexierung der Abgeordnetenentschadigung eine Verdffentlichung
der neuen — nach Maligabe des Indexes oder der Indizes ermittelten — Entschadi-
gungshohe im Gesetzblatt (in Schleswig-Holstein nach § 28 Abs. 1 S. 4 SH AbgG)
vorsehen. Die Gegner einer Indexierung der Abgeordnetenentschadigung betonen,
dass das BVerfG die 6ffentliche Kontrolle des gesamten Entscheidungsprozesses, der
zur Erh6hung der Abgeordnetenentschadigung fuhrt, gefordert habe. Es misse daher
jeweils ein speziell auf die Erhdohung gerichtetes Gesetzgebungsverfahren mit verof-
fentlichtem Gesetzentwurf samt Begrindung, 6ffentlichen Beratungen im Plenum und
in den Ausschussen sowie die Verotffentlichung des verabschiedeten Gesetzes im
Gesetzblatt durchlaufen werden. Die ledigliche Feststell- und Nachvollziehbarkeit der
indexbedingten Veranderung der Hohe der Abgeordnetenentschadigung genige den
vom BVerfG als Ausfluss aus dem Transparenzgebot gestellten Anforderungen
nicht.*®

Nicht unerhebliche Teile der Literatur vertreten hingegen die Auffassung, dass es ei-
nes selbststandigen Parlamentsbeschlusses einer jeden Erh6hung der Abgeordne-
tenentschadigung nicht bedarf. Es wird argumentiert, dass das Grundgesetz (ebenso
wenig wie die Schleswig-Holsteinische Landesverfassung — Anm. d. Verf.‘in) kein sol-
ches Gebot enthalte. Die Wahrung der 6ffentlichen Kontrolle von Entscheidungen des
Parlaments in eigener Sache und damit die Einhaltung des Transparenzgebots, die im
Vordergrund der richterlichen Betrachtung im Diaten-Urteil gestanden habe, laufe
nicht leer oder werde unwirksam, wenn bei der Abgeordnetenentschadigung Uber den
Ausgangsbetrag und die Anpassungsmechanismen entsprechend den Vorgaben des

o Magiera in: Sachs, GG, 6. Aufl., Art. 48, Rn. 27; Schulze-Fielitz in: Dreier, GG, Bd. Il, 2. Aufl., Art. 48, Rn. 35;
Umbach in: ders./Clemens, GG, Bd. I, 2002, Art. 48, Rn. 35; Perne in: Brocker/Droege/Jutzi, Verfassung fir
Rheinland-Pfalz, 2014, Art. 97, Rn. 10; Bedenken &uf3ernd auch Schulte/Kloos in: Baumann/Hasske/Kunzmann,
Die Verfassung des Freistaats Sachsen, 3. Aufl., Art. 42, Rn. 15; Perne halt die Indexierung der Abgeordnetenent-
schadigung zwar fiir verfassungsrechtlich unzulassig, fuhrt allerdings im Hinblick auf die Staffeldiat aus, dass deren
Zulassigkeit von der Dauer der Bindung des Gesetzgebers durch den einmal gefassten Gesetzesbeschluss ab-
hange. So wird ein Zeitraum, der sich Uber die ganze Wahlperiode erstreckt als kritisch betrachtet, wohingegen ein
auf zwei Jahre beschrankter Beschluss, ublicherweise im Kontext eines Doppelhaushalts gefasst, keinen verfas-
sungsrechtlichen Bedenken begegne (Perne in: Brocker/Droege/Jutzi, Verfassung fur Rheinland-Pfalz, 2014, Art.
97, Rn. 9 f.); Brenner erachtet eine Indexierung der Abgeordnetenentschadigung zwar grundsatzlich fur zulassig,
halt es aber fiir notwendig, dass das Parlament selber durch Gesetz Uber eine Anpassung der Abgeordnetendidten
entscheidet und weiter von der sich durch die Indexierung ergebenden Anpassung nach oben wie nach unten
abweichen kénnen muss; der Indexierung diirfe kein Automatismus innewohnen (Brenner in: Handbuch des
Staatsrechts, 3. Aufl., § 44, Rn. 29).

V. Amim, DVBI. 2014, S. 607.



BVerfG entschieden werde, kiinftige Erh6hungen aber an die Entwicklung statistischer
Indizes gekoppelt, in anderer Weise dynamisiert oder Staffeldiaten beschlossen wer-
den.*® Denn damit werde neben dem Grundbetrag auch die Indexierung oder Dyna-
misierung der finanziellen Leistung an Abgeordnete oder deren gestaffelte Erh6hung
in einem festgelegten Zeitraum als Grundsatzentscheidung transparent und nachvoll-
ziehbar. Das vom Gesetzgeber dann noch zu lI6sende Transparenz- und Kontrollprob-
lem liege woanders. Er musse durch geeignete gesetzliche Vorgaben sicherstellen,
dass sich die kritische Offentlichkeit in der Folgezeit immer problemlos tiber den aktu-
ellen Stand der Héhe der Leistung informieren kann.?° Daher wird die Verdffentlichung
der indexbedingten Veranderung der Abgeordnetenentschadigung im Gesetzblatt ge-
fordert, aber auch fiir hinreichend erachtet.?! Die Befiirworter?” der verfassungsrecht-
lichen Zul&ssigkeit der Indexierung der Abgeordnetenentschadigung erachten diese
als verfassungsrechtlich unbedenklich, so lange gewahrleistet ist, dass das Parlament
im Gesetz die Mal3zahl fir die Veranderung der Hohe der Abgeordnetenentschadi-
gung durch zweifelsfreie Vorgaben festlegt, so dass unter Heranziehung harter Daten
eine mechanische, nur noch nachvollziehende Berechnung der Hohe der Entschadi-
gung erfolgt und die Veranderung der Offentlichkeit zuganglich gemacht wird.*® So-
lange dies der Fall ist, sei eine weitere Entscheidung des Gesetzgebers obsolet®*; es

9 Braun/Jantsch/Klante, Abgeordnetengesetz des Bundes — unter Einschluss des Europaabgeordnetengesetzes
und der Abgeordnetengesetze der Lander, 2002, § 11 AbgG Bund, Rn. 76 f.
%0 Braun/Jantsch/Klante, Abgeordnetengesetz des Bundes — unter Einschluss des Europaabgeordnetengesetzes
und der Abgeordnetengesetze der Lander, 2002, § 11 AbgG Bund, Rn. 77.
21 Bericht und Empfehlungen der Unabhangigen Kommission zu Fragen des Abgeordnetenrechts (zuerst veroffent-
licht als BT-Drs. 17/12500), in: Schittemeyer/Schmidt-Jortzig, Der Wert der parlamentarischen Reprasentation, S.
54 f.
2 Wiefelspiitz, ZParl 2001, S. 765, 781 f.; Klein, Diaten-Urteil und Diaten-Streit, Legendenbildung im Verfassungs-
recht in: FS Blimel, 1999, S. 251; Bericht und Empfehlungen der Unabhangigen Kommission zu Fragen des Ab-
geordnetenrechts (zuerst veréffentlicht als BT-Drs. 17/12500), in: Schittemeyer/Schmidt-Jortzig, Der Wert der
parlamentarischen Reprasentation, S. 54 f.; Trute in: v. Miinch/Kunig, GG, Bd. 2, 5. Aufl., Art. 48, Rn. 28; Isensee,
ZParl 2000, S. 402, 409; v. Waldthausen, Gesetzgeberische Gestaltungsfreiheit und Offentliche Kontrolle im Ver-
fahren zur Festsetzung der Abgeordnetenentschadigung, 2000, S. 288 ff., 310; Klein in: Maunz/Durig, GG, Art. 48,
Rn. 147, 165 — zitiert nach beck-online; Welti, Die soziale Sicherung der Abgeordneten des Deutschen Bundesta-
ges, der Landtag und der deutschen Abgeordneten im Europaischen Parlament, 1998, S. 192; Lieber in:
ders./Iwers/Ernst, Verfassung des Landes Brandenburg, Art. 60, Ziff. 1; Menzel in: Lower/Tettinger, Kommentar zur
Verfassung des Landes Nordrhein-Westfalen, Art. 50, Rn. 10; i. Erg. auch Haas in: Epping/Butzner/Brosius-
Gersdorf/Haltern/Mehde/Waechter, Hannoverscher Kommentar zur Niederséchsischen Verfassung, 2012, Art. 13,
Rn. 31, Tebben fiihrt zur Staffeldiat aus, dass die jeweils im Rahmen einer Anderung des Abgeordnetengesetzes
zu Beginn der Legislaturperiode in einem Gesetzgebungsverfahren festgelegte Anderung der Hohe der Abgeord-
netenentschadigung die notwendige Transparenz der Entscheidung der Abgeordneten in eigener Sache gewéhr-
leiste und insoweit keinen VerstolR gegen das Koppelungsverbot des BVerfG darstelle (Tebben in: Litten/Wallerath,
Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern, 2007, Art. 22, Rn. 35.
2 Klein in: Maunz/Durig, GG, 2013, Art. 48, Rn. 148 — zitiert nach beck-online; Braun/Jantsch/Klante, Abgeordne-
tengesetz des Bundes — unter Einschluss des Europaabgeordnetengesetzes und der Abgeordnetengesetze der
Lander, 2002, 8 11 AbgG Bund, Rn. 77; Bericht und Empfehlungen der Unabh&ngigen Kommission zu Fragen des
Abgeordnetenrechts (zuerst verdffentlicht als BT-Drs. 17/12500), in: Schittemeyer/Schmidt-Jortzig, Der Wert der
E)frlamentarischen Repréasentation, S. 54; Wiefelspltz, ZParl 2001, S. 765, 781 f.

Wiefelspiitz, ZParl 2001, S. 765, 782.



sei zudem nicht zu erkennen, was es noch zu entscheiden oder diskutieren gebe?. Es
wird zudem die Auffassung vertreten, dass eine Indexierung der Abgeordnetenent-
schadigung fir die Offentlichkeit nachvollziehbarer sein kann als die Nennung einer
schlichten Entschadigungshéhe im Gesetz.?

Soweit angefuhrt wird, dass sich die Beflrworter der verfassungsrechtlichen Zulassig-
keit der Indexierung der Abgeordnetenentschéadigung gegen die bereits im Diaten-
Urteil zum Ausdruck gebrachte ,Grundauffassung* des BVerfG, Entscheidungen des
Parlaments in eigener Sache bedurften einer besonders intensiven Kontrolle durch
das BVerfG?, stellen wiirden, ist darauf hinzuweisen, dass das BVerfG im Diaten-
Urtell lediglich festhielt, dass Entscheidungen des Parlaments in eigener Sache einer
besonderen Kontrolle durch die Offentlichkeit bediirfen.?® Der Umstand, dass Ent-
scheidungen des Parlaments in eigener Sache einer besonderen Kontrollintensitéat
durch das BVerfG unterliegen?, ist dem Diaten-Urteil hingegen nicht zu entnehmen.
Die von v. Arnim angefihrten Entscheidungen des BVerfG beziehen sich auf Sperr-
klauseln im Wahlrecht.** Da die parlamentarische Mehrheit mit Regelungen, die die
Bedingungen der parlamentarischen Konkurrenz beriihren, gewissermal3en in eigener
Sache tatig wird und gerade bei der Wahlgesetzgebung die Gefahr besteht, dass die
jeweilige Parlamentsmehrheit sich statt von gemeinwohlbezogenen Erwédgungen vom
Ziel des eigenen Machterhalts leiten lasst, unterliegt die Ausgestaltung des Wahl-
rechts einer strikten verfassungsgerichtlichen Kontrolle.*! Das BVerfG stellt hierbei auf
eine Entscheidung der jeweiligen Parlamentsmehrheit in eigener Sache ab. Bei der
Abgeordnetenentschadigung handelt es sich zwar auch um eine Entscheidung in ei-
gener Sache, jedoch nicht um die eigene Sache der Parlamentsmehrheit, sondern um
einen Sachverhalt, der jedes Parlamentsmitglied grundsétzlich®* in gleicher Weise
berthrt. Die Ausgangslage ist somit nicht vergleichbar. Das grundsatzliche Erfordernis
eines besonderen Mal3es verfassungsgerichtlicher Kontrolle bei Entscheidungen des
gesamten Parlaments in eigener Sache ist daher nicht erkennbar.

25 Klein, Diaten-Urteil und Diaten-Streit, Legendenbildung im Verfassungsrecht in: FS Blimel, 1999, S. 251.

%% Welti, Die soziale Sicherung der Abgeordneten des Deutschen Bundestages, der Landtag und der deutschen
Abgeordneten im Europdischen Parlament, 1998, S. 192; Wiefelspltz, ZParl 2001, S. 765, 781 f.

2. Amim, NVwZ — Extra 8a/2013, S. 3 f; ders., DVBI. 2014, S. 608.

*® BVerfGE 40, 296, 327.

29 Befiirwortend: v. Arnim, NVwZ — Extra 8a/2013, S. 3 f.; dagegen Klein in: FS Blumel, 1999, S. 225, 252; Welti,
Die soziale Sicherung der Abgeordneten des Deutschen Bundestages, der Landtage und der deutschen Abgeord-
neten im Europaischen Parlament, 1998, S. 198.

%0 BVerfGE 120, 82 zur 5% Sperrklausel im Kommunalwahlrecht Schleswig-Holsteins sowie BVerfGE 129, 300 zur
5% Sperrklausel im Europawahlgesetz.

° BVerfGE 129, 300, 322 f.; BVerfGE 120, 82, 105.

% Die Trager von Funktionszulagen stellen diesbezlglich eine Ausnahme dar, da sie auf Basis der festgelegten
Hohe der Abgeordnetenentschadigung prozentuale Zuschlage erhalten.



Es wird zudem erortert, ob eine Indexierung der Abgeordnetenentschadigung eine
Regelung auf Verfassungsebene erfordert.>® Die Lander Bremen®* und Thiringen®
treffen Regelungen auf Verfassungsebene, nach der sich die Diatenhdhe an der all-
gemeinen Einkommens- und/oder Kostenentwicklung orientiert. Die Indexierung der
Abgeordnetenentschadigung war Gegenstand einer abstrakten Normenkontrolle® des
ThurVerfGH. Dieser hielt die in den verfahrensgegenstandlichen Regelungen vorge-
nommene Indexierung fur mit Art. 54 der Landesverfassung Thuringen vereinbar und
fuhrte aus, dass die Indexierung der Abgeordnetenentschadigung einen doppelten
Zweck verfolge, sie beteilige die Abgeordneten proportional am allgemeinen Wachs-
tum der Einkommen und befreie sie gleichzeitig vom ,Fluch der Entscheidung in eige-
ner Sache“.®” Er hielt weiter fest, dass dem Erfordernis der Transparenz dann geniige
getan sei, wenn sich das konkrete Indexierungsverfahren als blof3 technisch-formale
Umsetzung der verfassungsrechtlichen Vorgaben darstelle.® Da der ThiirVerfGH her-
vorhob, dass die Indexierung der Abgeordnetenentschadigung bereits in der Landes-
verfassung angelegt und diese im Wege eines Volksentscheids bestatigt worden sei*?,
folgern Stimmen der Literatur hieraus, dass die Indexierung der Abgeordnetenent-

* Die Bundestagsfraktionen von CDU/CSU und SPD brachten 1995 einen Gesetzentwurf (BT-Drs. 13/1824) zur
Anderung des Grundgesetzes in den Bundestag ein, der zwar keine Indexierung der Abgeordnetenentschadigung
im hier verstandenen Sinne, also die Koppelung derselben an Indizes wie die Nominallohnentwicklung oder die
Entwicklung des Preisniveaus, vorsah, aber eine Bindung der Abgeordnetenentschadigung an die Besoldung eines
Bundesrichters (Besoldungsgruppe R 6) vornahm. Art. 48 Abs. 3 S. 2 und 3 GG sollten wie folgt neu gefasst wer-
den: Die Abgeordnetenentschadigung bestimmt sich nach den Jahresbeziigen eines Richters an einem obersten
Bundesgericht. Das Néhere, insbesondere Uber die Abgeordneten- und Altersentschadigung sowie die Amtsaus-
stattung, wird durch Bundesgesetz oder auf Grund eines Bundesgesetzes geregelt.” (BT-Drs. 13/1824, S. 3). Die
Verfassungsanderung scheiterte damals an der Zustimmung des Bundesrats. Dem ging ein Appell von 86 Staats-
rechtslehrern voraus, der Verfassungséanderung nicht zuzustimmen, da bereits aus dem Demokratieprinzip folge,
dass die Hohe der Abgeordnetendiaten in einem Verfahren entschieden werden misse, das hinreichend transpa-
rent sei, dem Gesamtparlament Verantwortung zuweise und jede automatische Festlegung der Diaten — etwa
durch Ankoppeln der Gehalter im 6ffentlichen Dienst — ausschlieRe. Diesem werde die vorgeschlagene Verfas-
sungséanderung jedoch nicht gerecht (die vollstandige Erklarung ist abgedruckt in der Frankfurter Rundschau v. 29.
September 1995). Die in der Erklarung zum Ausdruck gebrachte Rechtsauffassung wird im Schrifttum nicht einheit-
lich beurteilt. Wahrend etwa v. Arnim einer der Unterzeichner des Appells ist, bezeichnet Klein diesen als ,,ebenso
undeutlich wie subtil“ (Klein in: Maunz/Durig, GG, Art. 48, Rn. 21).

3 Art. 82 der Landesverfassung der Freien Hansestadt Bremen v. 21. Oktober 1947 (Brem. GBI. S. 251, zuletzt
geandert durch Anderungsgesetz v. 17. Juli 2012, Brem. GBI. S. 354) bestimmt, dass die Hohe des Entgelts jahr-
lich nach der Maf3gabe der Veranderung der Einkommens- und Kostenentwicklung in der Freien Hansestadt Bre-
men angepasst wird.

% GemaR Art. 54 Abs. 2 der Verfassung des Freistaats Thiringen v. 25. Oktober 1993 (ThiUrGVBI. S. 625, zuletzt
geandert durch Viertes AnderungsG v. 11. Oktober 2004, ThiirGVBI. S. 745) verandert sich die Hohe der Entsché-
digung jahrlich auf der Grundlage der jeweils letzten Festlegung nach Mafl3gabe der allgemeinen Einkommens-, die
der Aufwandsentschadigung nach der allgemeinen Preisentwicklung im Freistaat.

% Die verfahrensgegenstandlichen Regelungen waren die §§ 5 Abs. 1, 13, 14 und 26 des Gesetzes iber die
Rechtsverhaltnisse des Thiringer Landtags (Thiuringer Abgeordnetengesetz — ThirAbgG) i. d. F. d. B. v. 16. Méarz
1995 (GVBI. S. 121).

¥ ThirverfGH, NVWZ-RR, 1999, S. 282, 288.

*® ThurverfGH, NVWZ-RR, 1999, S. 282, 287.

% ThurverfGH, NVWZ-RR, 199, S. 282, 287.
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schadigung nur dann zuléssig sei, wenn diese verfassungsrechtlich verankert sei.*°
c) Einfachgesetzliche Ausgestaltung der Indexierung im Bund und den L&ndern

Die in 8 28 SH AbgG vorgenommene einfachgesetzliche Indexierung der Abgeordne-
tenentschadigung ist den von anderen Landern getroffenen Regelungen zur Abgeord-
netenentschadigung nicht fremd.** Die Lander Baden-Wirttemberg®?, Bayern*®, Ber-
lin**, Brandenburg®, Hessen*®, Niedersachsen*’, Nordrhein-Westfalen*® und Sach-
sen*®® sehen — in unterschiedlichen Ausgestaltungen — ebenso wie Schleswig-Holstein
eine einfachgesetzliche Koppelung der Hohe der Abgeordnetenentschadigung an ei-
nen Index oder aber eine Kombination mehrerer Indizes vor®®. Im Hinblick auf diese
Ausgestaltungen der Indexierung der Abgeordnetenentschadigung in den anderen

% Linck in: ders./Baldus/Lindner/Poppenhager/Ruffert, Die Verfassung des Landes Thiringen, 2013, Art. 54,
Rn. 25 f.; Mostl in: Lindner/Mostl/Wolff, Verfassung des Freistaats Bayern, 2009, Art. 31, Rn. 7, der ausfihrt, dass
es trotz der Einlassung des BVerfG nicht sicher sei, ob die Selbstentscheidungspflicht des Parlaments auch Inde-
xierungslésungen (z.B. der Koppelung an bestimmte Beamtengehalter) entgegensteht, denn immerhin liege auch
hierin eine rationale und transparente politische Entscheidung; jedenfalls folge dergleichen nicht aus Art. 28 Abs. 1
GG, so dass insoweit Raum fiir abweichendes Landesverfassungsrecht bestehe; Brenner, DVBI. 2009, S. 1129,
1133; Thesling in: Heusch/Schdnenbroicher, Die Landesverfassung Nordrhein-Westfalen, 2010, Art. 50, Rn. 16; v.
Arnim aufert hingegen auch noch Bedenken bei einer verfassungsrechtlichen Indexierung der Abgeordnetenent-
schadlgung (Der Staat sind wir, 1995, S. 137 ff.).
“! Der Deutsche Bundestag hat am 21. Februar 2014 ein Gesetz (BT-Drs. 18/477) verabschiedet, das u.a. das
Anpassungsverfahren fir die Entschadigung der Mitglieder des Deutschen Bundestages (88 11 und 30 des Geset-
zes Uber die Rechtsverhaltnisse der Mitglieder des Deutschen Bundestages — Abgeordnetengesetz (AbgG Bund) i.
d. F. d. B. v. 21. Februar 1996, BGBI. | S. 326, zuletzt geandert durch Gesetz v. 8. November 2011, BGBI. | S.
2218) auf eine Indexierung anhand der Entwicklung des Nominallohnindexes umstellt. Die Ausfertigung und Ver-
kiindung des Gesetzes durch den Bundesprasidenten steht allerdings noch aus (Stand: 22. Mai 2014). Der Ge-
setzentwurf BT-Drs. 18/477 baut auf den Empfehlungen der vom Altestenrat des Deutschen Bundestages einge-
setzten ,Unabhéngigen Kommission zu Fragen des Abgeordnetenrechts” auf.
42 Vgl. § 5 Abs. 3 des Gesetzes Uber die Mitglieder des Landtages v. 12. September 1978 (GBI. S. 473), zuletzt
eandert durch Gesetz v. 10. Juli 2012 (GBI. S. 466).

VgI Art. 5 Abs. 3 des Gesetzes Uber die Rechtsverhaltnisse der Mitglieder des Bayrischen Landtages i. d. F. d.
B v. 6. Marz 1996 (GVBI. S. 82), zuletzt geandert durch Gesetz v. 22. Mai 2013 (GVBI. S. 299).

VgI § 6 Abs. 3 des Gesetzes lber die Rechtsverhéltnisse der Mitglieder des Abgeordnetenhauses von Berlin v.
21 Juli 1978 (GVBI. S. 1497), zuletzt gedndert durch Gesetz v. 18. Dezember 2013 (GVBI. S. 920).

Vgl § 5 Abs. 3 des Gesetzes liber die Rechtsverhéltnisse der Mitglieder des Landtages Brandenburg v. 25.
Oktober 2007 (GVBI. | S. 146), zuletzt gedndert durch Gesetz v. 19. Juni 2013 (GVBI. | Nr. 23); diese Anderung
fuhrt dazu, dass das Gesetz mit Beginn der 6. Wahlperiode des Landtages Brandenburg aul3er Kraft tritt.

VgI § 5 Abs. 3 des Gesetzes liber die Rechtsverhéltnisse der Mitglieder des Hessischen Landtages v. 18. Okto-
ber 1989 (GVBI. | S. 261), zuletzt geandert durch Gesetz v. 1. Juli 2013 (GVBI. | S. 478).

VgI § 6 Abs. 4 des Gesetzes Uber die Rechtsverhéltnisse der Abgeordneten des Niederséchsischen Landtages

d F. v. 20. Juni 2000 (GVBI. S. 129), zuletzt geandert durch Gesetz v. 20. Juni 2013 (GVBI. S. 174).

Vgl § 15 des Abgeordnetengesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen v. 5. April 2005 (GV S. 252), zuletzt ge-
andert durch Art. 1 des Anderungsgesetzes v. 25. Juni 2013 (GV S. 410).

Vgl § 5 Abs. 3 des Gesetzes liber die Rechtsverhéltnisse der Mitglieder des Sachsischen Landtages i. d. F. d.
B v. 4. Juli 2000 (GVBI. S. 326), zuletzt gedndert durch Gesetz v. 18. Dezember 2013 (GVBI. S. 970, 1082).

0 Anders allerdings in Mecklenburg-Vorpommern. Hier erfolgt zwar ein Parlamentsbeschluss zu Beginn einer je-
den Legislaturperiode, dieser bezieht sich jedoch auf die Anpassung der im Abgeordnetengesetz vorgenommen
Koppelung der Abgeordnetenentschadigung an die Besoldung eines Vorsitzenden Richters am Landgericht (R2),
vgl. 88 6 und 28 des Gesetzes Uber die Rechtsverhdltnisse der Mitglieder des Landtages von Mecklenburg-
Vorpommerni. d. F. d. B. v. 1. Februar 2007 (GVOBI. S. 54), zuletzt geédndert durch Gesetz v. 14. Dezember 2011
(GVOBI. S. 1071).
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Landern, die — mit Ausnahme Baden-Wirttembergs — jeweils einen Parlamentsbe-
schluss zu Beginn der Legislaturperiode vorsehen®', ist keine Rechtsprechung ersicht-
lich, die deren verfassungsrechtliche Zulassigkeit in Frage stellen wirde.

d) Fazit

Es ist festzustellen, dass die in 8 28 SH AbgG vorgenommene Ausgestaltung den von
den Beflrwortern einer Indexierung der Abgeordnetenentschadigung angefihrten Kri-
terien gendgt. In 8 28 Abs. 1 S. 2 SH AbgG ist als Mal3stab fir die Veranderung der
Hohe der Abgeordnetenentschadigung der Index der durchschnittlichen Bruttomo-
natsverdienste der vollbeschéaftigten Arbeitnehmerinnen und Arbeithehmer (ein-
schlie3lich der Beamtinnen und Beamten) im Produzierenden Gewerbe und im
Dienstleistungsbereich in Schleswig-Holstein festgelegt. Eine Ubertragung von Ent-
scheidungsbefugnissen auf eine vom Parlament verschiedene dritte Stelle erfolgt da-
her nicht. Der in § 28 Abs. 2 S. 1 SH AbgG vorgesehene Beschluss des Landtages zu
Beginn einer jeden Legislaturperiode sowie die in 8 28 Abs. 1 S. 4 SH AbgG normierte
Veroffentlichung der neuen Ho6he der Abgeordnetenentschadigung im Gesetz- und
Verordnungsblatt sorgt — den Beflrwortern einer verfassungsrechtlichen Zulassigkeit
nach — dafiir, dass sich die Erhéhung nicht der Kontrolle durch die Offentlichkeit ent-
zieht. Die in Schleswig-Holstein nach Einfihrung der Indexierung gesammelten prakti-
schen Erfahrungen unterstreichen dies. Die Abgeordneten des Schleswig-
Holsteinischen Landtages debattierten tber ihre Entschadigungen im Plenum etwa
anlasslich des Verzichts auf eine Anpassung der Diaten im Jahr 2010°? sowie aus
Anlass der Absenkung der Entschadigung von Abgeordneten, die Mitglied der Lan-
desregierung werden, auf 95 %°>3.>*

Im Schriftum finden sich allerdings — wie bereits oben ausgefiihrt>® — gewichtige
Stimmen sowohl fur als auch gegen die verfassungsrechtliche Zulassigkeit der Inde-

*! In Niedersachsen wird die jahrliche Anpassung der Abgeordnetenentschadigung nur wirksam, wenn sie nach

Mitteilung der prozentualen Veranderung durch den Landesbetrieb fir Statistik und Kommunikationstechnologie

Niedersachsen durch den Landtag bestatigt wird, vgl. 8 6 Abs. 4 S. 5 NI AbgG; in Nordrhein-Westfalen werden die

vom Landesbetrieb Information und Technik Nordrhein-Westfalen tibermittelten Daten, die Berechnung und der

Anpassungsbetrag als Landtagsdrucksache veroffentlicht und von der Présidentin bzw. dem Présidenten dem

Landtag zur Befassung zugeleitet, vgl. § 15 Abs. 2 S. 4 NRW AbgG.

52 Vgl. den Gesetzentwurf der Fraktionen von CDU, SPD, FDP, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, DIE LINKE und SSW,

Drs. 17/269 und das Plenarprotokoll 17/11, S. 807 f.

%3 Vgl. den Gesetzentwurf (Dringlichkeitsantrag) der Fraktionen von SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und der

Abgeordneten des SSW, Drs. 18/115 und das Plenarprotokoll 18/4, S. 150 ff.

% Vgl. die aktuelle Presseberichterstattung: ,Mehr Geld fiir Landtagsabgeordnete”, Schleswig-Holsteinische Lan-

gseszeitung v. 5. Juni 2014, S. 5; ,Keine Nebenjobs", Schleswig-Holsteinische Landeszeitung v. 5. Juni 2014, S. 2.
Vgl. S. 5 ff.
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xierung der Abgeordnetenentschadigung. In Ermangelung des Vorliegens konkreter
verfassungsgerichtlicher Rechtsprechung im Hinblick auf die einfachgesetzliche Zu-
lassigkeit der Indexierung der Abgeordnetenentschéadigung kann deren verfassungs-
rechtliche Zul&ssigkeit bzw. deren Wirdigung durch das Landesverfassungsgericht
Schleswig-Holstein vom Wissenschaftlichen Dienst nicht prognostiziert werden.

FUr Rickfragen stehen wir Ihnen selbstverstandlich gerne zur Verfiigung.

Mit freundlichen Grif3en
Fur den Wissenschaftlichen Dienst

gez. Farina Busch



	Für Rückfragen stehen wir Ihnen selbstverständlich gerne zur Verfügung.



